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6.00 Uhr
 Der Wecker klingelt. Ich stehe auf, 
frühstücke und mache mich  fertig. 

7.00 Uhr 
 Ich lese als Erstes E-Mails. Ein 
 alleinerziehender Vater hat mir ge-
schrieben und berichtet über die 
 erneute Mieter höhung seiner Woh-
nung. Da er in der Stadt arbeitet, 
kann er nicht ins Umland ziehen. Er 
bittet um Hilfe. Ich leite die E-Mail 
an meinen Mitarbeiter weiter und 
bitte ihn, zu prüfen, was wir für den 
Mann tun können.

8.00 Uhr
 Ich fahre in mein Abgeordneten-
büro. Ich bin zwar auch Architekt, 
aber heute habe ich nur Termine als 
Abgeordneter. 

|

8.30 Uhr 
 Ich treffe mich mit einer Journalis-
tin, die mich zur aktuellen Situation 
des Wohnungsmarkts in meinem 
Stadtteil interviewt. 

10.00 Uhr 
 Ich nehme an einer Wohnungs-
besichtigung in meinem Stadtteil 
teil, um mir selbst ein Bild von der 
 Situation zu machen.

12.00 Uhr
Nach einem Spaziergang durch 
 meinen Stadtteil treffe ich mich in 
der Nähe des Rathauses mit zwei 
Fraktionsmitarbeitern und  einer 
 anderen Abgeordneten zum Mit-
tagessen. Wir besprechen, welche 
 Themen aktuell sind und  teilen uns 
die Arbeit auf. 

M9   Tagesablauf von Stephan Peters 
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13.30 Uhr 
 Ich nehme an der Veranstaltung 
DialogP an einer Schule teil und 
 diskutiere mit den Schülerinnen 
und Schülern über die Entwicklung 
 unseres Stadtteils.

17.00 Uhr
 Nachdem ich zurück ins Rathaus 
 gefahren bin, gehe ich zur öffent-
lichen Sitzung des Stadtentwick-
lungsausschusses. Wir sprechen 
über die Vorlage des Senats,  einen 
„Elbtower“ zu bauen, den Antrag 
 einer Fraktion, die Mietenpolitik 
der SAGA zu verändern, sowie den 
 Antrag des Senats, den Flächen-
nutzungsplan der Stadt zu ändern, 
damit in Barmbek-Süd neue Woh-
nungen gebaut werden können.

19.30 Uhr
 Ich muss mich sputen, denn die 
Ausschusssitzung ging länger als 
gedacht. Auf dem Weg lese ich in 
der U-Bahn noch die E-Mail mei-
nes Mitarbeiters, dass er den Vater 
 erreicht hat, ihm einen Kontakt zu 
einer Expertin für Mietrecht vermit-
telt und Kontakte von städtischen 
Baugenossenschaften gegeben hat, 
die Alleinerziehende bei der Ver-
gabe neuer Wohnungen vordring-
lich berücksichtigen.  

20.00 Uhr
 Bürgersprechstunde in meinem 
 Abgeordnetenbüro. Es sind zehn 
 Interessierte gekommen. Viele tei-
len mir ihre Anliegen und Probleme 
mit. Von vielem wusste ich bisher 
nicht, daher ist dieser Kontakt so 
wichtig. 

22.00 Uhr
 Ich bin zu Hause. Ich schaue 
noch eine Folge meiner aktuellen 
 Lieblingsserie und gehe ins Bett.

Weitere Informationen
www.hamburgwaehlt.de

#G17  Unterrichtsprojekt DialogP
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Mehr Stimmen bei der 
Bürgerschaftswahl: 
Eine Verbesserung der (Aus-)Wahl  !?
(Sekundarstufe II)

M10   Comic – meine erste Wahl: 
Wie kann ich meine zweimal fünf Stimmen einsetzen?

Lisa ist auf dem Weg zu 
ihrer Freundin Amina …

Worum geht’s da 
noch mal genau …? 
Wahlen? Ähm … Bin 
ich diesmal nicht 
auch wahlberechtigt? 
 Sechzehn bin ich ja 
seit zwei Monaten …

Hä, wie von Plakaten? 

Ich wurde auf dem 
Weg zu dir von 
 Plakaten verfolgt.

Haha!

Amina, 15 J. 

Lisas Vater, 38 J.

Lisa, 16 J. 

Aminas Mutter, 43 J.

Mit:

Von der Bürger­
schaftswahl, die bald 
stattfi ndet. Überall 
grinsen dir Politike­
rinnen und Politiker 
 entgegen.
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Haha! Lisa unterwegs nach Hause mit der U-Bahn …

Wo du vorhin von der  
Wahl gesprochen hast …  
du darfst doch jetzt das 
erste Mal wählen, oder?

Ja, darüber habe ich vorhin auch nach­
gedacht. Aber mit diesen Gesichtern auf 
den Plakaten kann ich gar nichts anfan­
gen. Und von den Parteien habe ich 
irgendwie auch wenig Ahnung. Ich weiß 
gar nicht, wie ich jemanden wählen soll, 
den ich gar nicht kenne …

Seit der Bürgerschaftswahl am 

20.2.2011 wird die Bürgerschaft nach 

einem stark personalisierten 

10-Stimmen-Wahlrecht gewählt. Die 

Wahlberechtigten haben: 5 Stimmen 

auf dem Landeslistenstimmzettel 

und 5 Stimmen auf dem Wahlkreis-

listenstimmzettel.

Mal sehen, was ich 
noch übers Wählen  
herausbekomme  …

Echt ??? Lisa, den kannst du auf jeden Fall wählen !! 
Der setzt sich in unserem Stadtteil echt für uns ein. 
Der hat auch dafür gesorgt, dass beim Straßen­
fest im letzten Jahr die Musik bis abends um 9 Uhr 
laufen durfte statt, wie viele wollten, nur bis 7 Uhr !

Cool, den habe ich 
auch bei deinem 
15. Geburtstag 
kennengelernt 
und fand ihn sofort 
super !

Mädels, ich wollte euch nicht belau­
schen, aber da ihr gerade bei einem 
Thema seid, das euch anscheinend 
ein wenig ratlos macht, wollte ich 
euch nur sagen, dass sich Kilian, dein 
Onkel, Amina, auch zur Wahl stellt.
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Abends beim Abendessen 
mit ihrem Vater…

Stimmzettel für die  

Landeslisten

50 Abgeordnete 71 Abgeordnete

Stimmzettel für die  

Wahlkreislisten

Zehn Stimmen? So 
viele …? Ach so, ich 
glaube, ich hab’s: fünf 
für Kandidierende aus 
meinem Wahlkreis.

Und auf der  Landesliste 
kann ich entweder 
meine fünf Stimmen 
 Kandi dierenden oder 
der  Partei geben. Also 
eher ein Zweimal­fünf­ 
Stimmen­Wahlrecht.Mehrheits verhältnisse 

in der Hamburgischen 
Bürgerschaft

Hamburgische 
Bürgerschaft

Du, Dad, ich habe schon eine Entschei­
dung für die Wahl getroffen … Aminas 
Onkel stellt sich in unserem Wahlkreis 
zur Wahl, dem gebe ich einfach meine 
fünf Stimmen für den Wahlkreis.

Alle? Willst du deine 
Stimmen nicht lieber 
verteilen?

Wieso denn verteilen ? Insgesamt 
zehn Stimmen, habe ich gelesen: 
fünf für die Landesliste und fünf für 
die Wahlkreisliste, eben für Kilian !

Das ist EINE Möglichkeit … 
es gibt da wohl noch einige 
andere. Lass uns mal gemein­
sam im Internet suchen.
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Weitere Informationen
www.hamburgwaehlt.de

#H1  Ihr wählt die Bürgerschaft – 

Informationen und Hinter gründe 

Infoblock für Erstwähle rinnen und 

Erstwähler (Landeszentrale für 

politische Bildung Hamburg)

Löschen Ist Werbung Antworten An alle Weiterleiten

Landeslisten:

● Die fünf Stimmen können sowohl an Personen als auch an 
Landeslisten in ihrer Gesamtheit vergeben werden 
(Personalisierte Listenwahl)

A-PARTEI

Gesamtliste A

1 Kandidat(in)

2 Kandidat(in)

3 …

● Panaschieren 

Das Panaschieren be-
schreibt die Möglichkeit, 
die Stimmen auf unter-
schiedliche Kandidierende 
und Parteien zu verteilen, 
z. B. zwei für Partei A und 
drei für Partei B.

● Kumulieren

Kumulieren bedeutet „an-
häufen“. Im Falle von Wah-
len heißt das, dass mehrere 
oder alle Stimmen für eine 
Kandidatin bzw. einen Kan-
didaten oder für eine Partei 
abgegeben werden können.

Sag mal, Lisa, ich habe noch 
eine andere Frage: Vertritt 
Kilian überhaupt deine  Inter­
essen ? Hast du dich auch 
über andere Kandidaten und 
Parteien informiert ? 

● Einer Person oder Partei 
können bis zu fünf Stimmen 
gegeben werden (anhäufen = 
kumulieren):

● Die Stimmen  können 
an unterschiedliche  Parteien 
bzw. Personen aus unter-
schiedlichen  Landeslisten 
verteilt werden (verteilen = 
panaschieren): 

A-PARTEI

Gesamtliste A

1 Kandidat(in)

2 Kandidat(in)

3 …

B-PARTEI

Gesamtliste B

1 Kandidat(in)

2 Kandidat(in)

3 …

A-PARTEI

Gesamtliste A

1 Kandidat(in)

2 Kandidat(in)

3 …

Hmm, ehrlich gesagt ...  
noch nicht wirklich.

Vielleicht sollte ich 
meine Stimmen doch 

 aufteilen ?! Ich muss noch 
viel mehr recherchieren.

oder
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M11   Was ist hier falsch gelaufen? 

1   JUNGE PARTEI

Gesamtliste

1	 Müller, Ursula

2	 Pohl, Ahmet

3	 Hochstein, Timo

2   ETABLIERTE PARTEI

Gesamtliste

1	 Lambert, Monique

2	 Klaumann, Frank

1   ETABLIERTE PARTEI

Kandidaten

1	 Avdic, Kilian

2	 Faal, Jamila

3	 Ross, Max

2   WÄHLERVEREINIGUNG

Kandidaten

1	 Meier, Anna

2	 Hesse, Christoph

Landeslisten Wahlkreislisten

Diese vielen Stimmen 
sind irgendwie ver­
wirrend, aber dadurch 
habe ich auch echt 
viele Wahlmöglichkei­
ten … nicht schlecht.

Alex Schneider



23  ............................................................................................................................................................................

M12   �Zweimal fünf Stimmen –  
mehr Stimmen für weniger Durchblick?  

Die Wahl der Hamburgischen Bürgerschaft ist in 
mehreren Gesetzen klar geregelt. Festgelegt ist 
z. B., dass die Hamburgerinnen und Hamburger ins-
gesamt zweimal fünf Stimmen vergeben können. 
Ihre Stimmen sind in gleicher Zahl auf die beiden 
Stimmzettel der Landeslisten und der Wahlkreis-
listen zu verteilen. Dafür hatte die Mehrheit der 
Hamburgerinnen und Hamburger 2004 in einem 
Volksentscheid mit „Ja“ gestimmt.
Die Landeslistenstimmzettel sind hamburgweit 
einheitlich, sie sind maßgeblich für die Sitzvertei-
lung in der Bürgerschaft. Die Wahlkreisstimmzet-
tel unterscheiden sich je nach Hamburger Wahl-
kreis (z. B. Rahlstedt oder Süderelbe). Das Hambur-
ger Wahlrecht stärkt durch die Anzahl der Stim-
men personenbezogene Wahlabstimmungen. 
Denn womöglich besteht zu Kandidierenden aus 
dem eigenen Stadtteil ein persönlicher Bezug, der 
sich in der Wahlentscheidung niederschlägt. Die 
Parteien bestimmen zwar, wer in den Wahlkreisen 
kandidiert, aber die Wählerinnen und Wähler ent-
scheiden letztlich über die Stimmvergabe, welche 
Kandidierenden in das Parlament einziehen. Zu-
sätzlich erhöht es den Wettbewerb innerhalb der 
Parteien. Denn die Personen auf den Wahlkreislis-
ten unterscheiden sich je nach Wahlkreis, die An-
zahl der zahlreichen Kandidierenden aus den ver-
schiedenen Teilen eines Wahlkreises ist groß – und 
sie alle ringen um die Stimmen der Wählenden. 
Die Bekanntheit spielt für Kandidatinnen und Kan-
didaten also eine große Rolle. Neben Namen kön-
nen auch die Angaben über Alter, Beruf und Stadt-
teil die Wahlentscheidung beeinflussen. Die Ver-
gabe von so vielen Stimmen stellt einige Wähle-
rinnen und Wähler also auch vor die Herausforde-
rung, zahlreiche Entscheidungen auf dem Stimm-
zettel treffen zu müssen. Denn die Möglichkei-
ten des Panaschierens steigen mit der Anzahl der 
zu vergebenden Stimmen. Viele Menschen könn-
ten zudem den Druck verspüren, sich vor der Wahl 
nicht nur mit dem Wahlprogramm der Parteien 
auseinandersetzen, sondern sich zusätzlich über 
viele Personen aus ihrem Wahlkreis informieren zu 
müssen. 

AUFGABEN

 1  Lesen Sie den Comic (M10) durch 
und bearbeiten Sie mindestens eine der folgen-
den Aufgaben: 
a.	� Amina fragt Lisa einige Tage später, wie die 

Stimmen vergeben werden. Formulieren Sie 
eine Antwort und erklären Sie die Stimmen
vergabe anhand des Stimmzettels. 

b.	�Stellen Sie aus der Sicht Lisas die Vor- und 
Nachteile von mindestens drei Möglichkei-
ten der Stimmenverteilung (Panaschieren und 
Kumulieren) gegenüber. 

c.	� Überprüfen Sie, warum der Stimmzettel (M11) 
ungültig ist. 

2  Lesen Sie Informationstext (M12) durch und 
erarbeiten Sie Argumente für und gegen die 
Stimmenzahl bei den Bürgerschaftswahlen. 
Bearbeiten Sie die folgenden Aufgaben:
a.	� Markieren Sie im Text die genannten Argu-

mente für und gegen das aktuelle Wahlverfah-
ren mit zwei unterschiedlichen Farben.

b.	�Stellen Sie die genannten Argumente für und 
gegen das aktuelle Wahlverfahren in einer 
Tabelle gegenüber und markieren Sie das für 
Sie wichtigste Argument. 

c.	�Nummerieren Sie die Argumente in der Tabelle 
von wichtig zu unwichtig. 

 3  Nehmen Sie zu dem Wahlverfahren 
in Hamburg persönlich Stellung, indem Sie eine 
der folgenden Aufgaben bearbeiten:
a. �Verfassen Sie einen Tagebucheintrag Lisas, in 

dem sie ihre Erkenntnisse zur Wahl der Ham-
burgischen Bürgerschaft verarbeitet und ihre 
Meinung zu den zweimal fünf Stimmen festhält.  
Tipp: Leiten Sie den Aufsatz ein, indem Sie kurz 
allgemein die Stimmenvergabe erklären. Führen 
Sie dann für beide Seiten Argumente an und 
wägen Sie diese gegeneinander ab. Schließen 
Sie den Aufsatz mit einem Fazit ab, das eine 
persönliche Antwort auf die Frage beinhaltet. 

b.	�Verfassen Sie eine Erörterung (Aufsatz) zu der 
Frage: Mehr Stimmen bei der Bürgerschafts-
wahl: Eine Verbesserung der (Aus-)Wahl!?

c.	�Führen Sie in einer Kleingruppe eine Pro-
Contra-Diskussion. Teilen Sie sich dabei auf 
die beiden Seiten auf und argumentieren Sie 
aus der Ihnen zugewiesenen Position heraus.  
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Volksabstimmungen:  
Welche Konsequenzen haben sie  
für Hamburg?

M13  � Wie beeinflussen Volksabstimmungen das Leben in Hamburg?

Du, Mama, meintest du 
nicht mal, dass du bei 
der Bundestagswahl nur 
zwei Stimmen hast?

Früher hatten wir in Hamburg  
sogar nur eine Stimme. Aber durch  
eine Volksabstimmung wurde das  
Hamburger Wahlrecht geändert …

Cool, dann kann ich, wenn ich  
endlich sechzehn bin, in Ham­
burg also auch mal an einem 
Volksentscheid teilnehmen ?!

Ausgewählte Volksabstimmungen	 Ergebnis

Reform des Volksabstimmungsrechts in Hamburg (1998)	 abgelehnt 

Ein neues Wahlrecht für Hamburg (Volksentscheid 2004)	 angenommen

Volksentscheid über die Schulreform (Volksentscheid 2010) 	 angenommen	

Rückkauf der Energienetze in öffentliche Hand (Volksentscheid 2013)	 angenommen

Bewerbung Hamburgs um die Olympischen Spiele 2024 (Referendum 2015)	 abgelehnt

M14   �Welche Volksentscheide / Referenden gab es bislang in Hamburg?

Weil bei der Bürgerschafts­
wahl doch jetzt alle zweimal 
fünf Stimmen haben …?! 
Wie kommt das?

Ja, wieso?
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M15   �Wie kommt es in Hamburg zu einem Volksentscheid? 

AUFGABEN

 1  Erarbeiten Sie den Prozess eines Volksent-
scheids. Wählen Sie hierfür eine der folgenden Auf-
gaben aus. 
�a.	� Erklären Sie Ihrem Partner / Ihrer Partnerin mithilfe 

des Schaubilds (M15), wie Volksentscheide in Ham-
burg zustande kommen.

b.	�Recherchieren Sie, welche (weiteren) Volksabstim-
mungen es in Hamburg schon gegeben hat und wel-
che Volksinitiativen aktuell in Hamburg laufen. Ord-
nen Sie anschließend die laufenden und abgeschlos-
senen Volksabstimmungen der letzten Jahre den 
Schritten aus dem Schaubild (M15) zu.

c.	�Erstellen Sie ein Erklärvideo, in dem Sie den Ablauf 
von Volksentscheiden in Hamburg am Beispiel 
der Schulreform darstellen. Nutzen Sie hierfür das 
Schaubild (M15).

 

 2  Beurteilen Sie das Verfahren eines Volks-
entscheids, indem Sie eine der folgenden Aufgaben 
auswählen: 
a.	� Eine Initiative beschwert sich bei einer bzw. einem 

Abgeordneten über die vielen Schritte, die für einen 

Volksentscheid erfüllt werden müssen. Versetzen 
Sie sich in die Lage der bzw. des Abgeordneten und 
verfassen Sie eine Antwort-E-Mail. 

b.	�Erörtern Sie mithilfe der Liste der Volksabstim-
mungen (M14) die These: Eine stabile Demokratie 
braucht hohe Hürden für Volksentscheide.

 3  Entwickeln Sie ein Konzept für eine ei-
gene Volksinitiative. Gehen Sie wie folgt vor: 
a.	�� Wählen Sie ein Thema, das sich Ihrer Meinung nach 

für eine Volksinitiative eignet. 
b.	�Formulieren Sie ein Ziel, das Sie mit Ihrer Volksiniti-

ative erreichen wollen.
c.	�Erläutern Sie, wie Sie die notwendige Anzahl an 

Stimmen (Quorum) sammeln können. 
d.	�Erstellen Sie einen grafischen Verlaufsplan mit den 

einzelnen Schritten Ihres Vorgehens. Verweisen Sie 
hierbei auf mögliche Hürden (z. B. Nichterreichen 
des Quorums).  

1  Volksinitiative 

Es bedarf 10.000 Unter-
schriften, damit sich die 
Bürgerschaft mit dem 
Anliegen beschäftigt. 
Die Bürgerschaft hat vier 
Monate Zeit, um das An-
liegen zu übernehmen.

HAMBURGERINNEN UND HAMBURGER, die ein Problem sehen, das sie gelöst  
haben wollen, bzw. ein Anliegen haben, das sie politisch umgesetzt sehen wollen

2  Volksbegehren 

Es bedarf Unterschriften 
von 5 % der Wahlberech
tigten. Die Bürgerschaft 
hat wieder vier Monate 
Zeit, um das Anliegen zu 
übernehmen.

3  Volksentscheid 

Alle zur Bürgerschaft 
wahlberechtigten 
Hamburgerinnen und 
Hamburger dürfen 
abstimmen.

Wenn keine 
Einigung, nächste 
Möglichkeit

HAMBURGISCHE BÜRGERSCHAF T

Gesetz und 
Maßnahme

Wenn keine 
Einigung, nächste 
Möglichkeit

Ablehnung

oderJa

Nein
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M16   �Direkte Demokratie: Risiko oder 
Chance für Hamburg?

Position Pro

● Formen der Demokratie

Es werden verschiedene Formen der 
Demokratie unterschieden. Zum einen 
gibt es die direkte Demokratie, in der die 
Staatsgewalt unmittelbar (direkt) über 
Volksabstimmungen (in Form von Ja/Nein-
Abstimmungen zu Sachfragen) vom Volk 
ausgeübt wird. Zum anderen übt das Volk 
in einer repräsentativen Demokratie die 
Herrschaft mittelbar über zeitlich befristet 
gewählte Volksvertreterinnen und Volks
vertreter (Abgeordnete) aus.
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Volksentscheide tun der Demokratie gut!
■ Es wird von einigen immer wieder kritisiert, dass Volks-
entscheide gefährlich seien, die Stadt lähmen würden und 
politische Entscheidungen lieber den Politikerinnen und Po-
litikern überlassen werden sollten. Doch dem muss ich wi-
dersprechen. Volksentscheide tun unserer Demokratie gut!

Das aktive Moment der Demokratie ist nicht mehr nur 
maßgeblich die Wahl, sondern die Hamburger Bevölkerung 
kann über direktdemokratische Elemente wie den Volks-
entscheid auch zwischen den Wahlen ihrer Stimme Macht 
verleihen. Wobei Macht nicht – wie bei Max Weber – pro-
blematisch und als individuelles Handeln verstanden wer-
den sollte. Stattdessen liegt hier eher Hannah Arendts Vor-
stellung von Macht zugrunde: die Fähigkeit von gemein-
sam handelnden Menschen, ihr Lebensumfeld mitzugestal-
ten. Die Bürgerinnen und Bürger müssen politische Ent-
scheidungen dank Verfahren der direkten Demokratie nicht 
mehr nur als hinzunehmendes „Schicksal“ erfahren, son-
dern können ihr Umfeld aktiv mitgestalten. Beispiele hier-
für sind die Entscheide zu Olympia, der Rückkauf der Ener-
gienetze in öffentliche Hand oder die Änderung des Ham-
burger Wahlrechts. Der Volksentscheid bietet daher den 
Menschen in Hamburg eine wertvolle Möglichkeit der Par-
tizipation und ist ein machtvolles außerparlamentarisches 
Kontrollinstrument – etwas, das wir in einer Demokratie, 
in der das Volk den Souverän darstellt, doch anstreben und 
für wünschenswert erachten?! Durch die gemeinschaftliche 
Entscheidung wird in der Regel im Vorwege öffentlich dis-
kutiert, denn alle sind zur Abstimmung aufgerufen. Das be-
deutet für uns nicht nur einen Machtzugewinn im Sinne von 
Hannah Arendt, sondern auch eine höhere Verantwortung. 
Nicht mehr nur „die da oben“ sind verantwortlich, sondern 
jede und jeder einzelne Wahlberechtigte. Das Internet för-
dert diesen Prozess und schafft neue Möglichkeiten des Aus-
tauschs und der Bürgerbeteiligung.

Auch wenn die letztendliche Entscheidung einer Volksab-
stimmung nicht allen Hamburgerinnen und Hamburgern 
oder den Parteien zusagt, so sollte dafür dennoch nicht die 
direkte Demokratie verantwortlich gemacht werden. Sie ist 
schließlich ein wirksames Mittel, um Politik für die Men-
schen wieder attraktiver zu machen und Politikverdrossen-
heit zu bekämpfen.  

Es war ein schöner Herbsttag in Washing-
ton, nichts schien die Abendruhe stören zu 
können im Weißen Haus. Doch dann fuhr 
eine schwarze Limousine vor, eilig wurde 
ein Mann durch das Säulenportal ins In-
nere des sanft erleuchteten Gebäudes gelei-
tet. Und das, was als Saturday Night Massa-
cre, als Samstag-Nacht-Massaker, unrühm-
lich in die amerikanische Geschichte einge-
hen sollte, nahm seinen Lauf. Es war der 20. 
Oktober 1973.

Ein Tag der sich überstürzenden Ereignisse, 
und am Ende war das geschehen, was sich 
jetzt in Washington wiederholte, als Donald 
Trump am Mittwoch recht unzeremoniös 
Justizminister Jeff Sessions zum Rücktritt 
nötigte: Ein Präsident hatte seinen Justizmi-
nister entlassen - gefeuert, weil der Mann im 
Weißen Haus sich von einer Untersuchung 
bedrängt fühlte, vor der er sich durch seinen 
Minister nicht ausreichend geschützt fühlte. 
So wie damals.

Im Herbst 1973 sah sich Richard Nixon 
durch die Recherchen des Sonderermittlers 
Archibald Cox in die Enge getrieben. Cox 
war vom Justizministerium eingesetzt wor-
den, um Licht in eine wilde Geschichte zu 
bringen, die Watergate-Affäre. Es ging um 
einen Einbruch in ein Washingtoner Wahl-
kampfbüro der Demokraten ein Jahr zu-
vor. Die ganze Sache, so verdichteten sich 
die Hinweise, war irgendwie vom Weißen 
Haus aus gesteuert worden. Deshalb hatte 
Cox Tonbandmitschnitte von Gesprächen 
im Oval Office, dem Präsidentenbüro, an-
gefordert. Nixon weigerte sich. Als Cox dem 
Präsidenten am 19. Oktober, einem Frei-
tag, ein Ultimatum stellte, verlangte Nixon 
tags drauf von seinem Justizminister Elliot 
Richardson die Entlassung des lästigen Er-
mittlers. Richardson wies das Ansinnen des 
Präsidenten zurück. Er könne Cox nur ent-

Seit Mai 1996 gibt es in Hamburg nach 
Artikel 48 und 50 der Hamburgischen 
Verfassung (HV) die Möglichkeit der 
Volksgesetzgebung. Sie ist dreistufig und 
setzt sich aus Volksinitiative, Volksbe
gehren und Volksentscheid zusammen. 
Seitdem spiegelt sich die neue Form der 
direkten Bürgerbeteiligung in Volksab-
stimmungen sowie in Verfassungsände-
rungen wider. Welche Chancen und Risi-
ken birgt dies für Hamburg? Um sich die-
ser Frage zu nähern, lohnt sich ein Blick 
auf demokratietheoretische Ansätze. Hier 
vorgestellte Positionen stellen jedoch nur 
eine Auswahl dar. 
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Weitere Informationen
www.hamburgwaehlt.de

#H2 �� Direkte Demokratie (Landeszentrale 

für politische Bildung Hamburg)

#H3 �� Volksabstimmungen (Behörde für 

Inneres und Sport)

#H4 �� Volksgesetzgebung in Hamburg – 

Unterrichtsmaterialien (BSB: Amt für 

Bildung / LI)

#H5 �� Berühmte Politikwissenschaftlerin

nen und Politikwissenschaftler
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Volksentscheide schaden 
unserer Gesellschaft mehr als sie nützen! 
■ Wenn in Hamburg eine weitreichende politische Ent-
scheidung wie z. B. die Entscheidung zu Olympia, der Rück-
kauf der Energienetze oder die Änderung des Hamburger 
Wahlrechts ansteht, dann sollte sie von Politikerinnen und 
Politikern getroffen werden, da hierfür eine besondere Sach-
kunde notwendig ist. Bei der Wahl der Bürgerschaft haben 
wir diese Personen für derartige Entscheidungen berufen. 
Überlassen wir die Entscheidung der Bevölkerung, riskieren 
wir, dass sich vor allem einzelne Gruppen der Gesellschaft 
Gehör verschaffen. Das schadet unserer Demokratie. Eine 
mögliche Folge ist, dass die Vielfalt an Meinungen in unserer 
Gesellschaft missachtet wird sowie bildungsnahe Personen 
bessergestellt sind, da sie tendenziell bessere Kenntnisse ha-
ben und mehr Einfluss entfalten können. Auch dass Nicht-
abstimmende selbst schuld seien, trifft die Realität vieler 
Menschen in Hamburg nicht. Denn zahlreiche Hamburge-
rinnen und Hamburger besitzen keinen deutschen Pass und 
dürfen damit nicht mitwählen, obwohl sie von politischen 
Entscheidungen direkt betroffen sind. Dadurch werden un-
mittelbar vom Volksentscheid Betroffene benachteiligt. Das 
Argument, dass direktdemokratische Verfahren zu mehr 
Mitbestimmung aller Bürgerinnen und Bürger beitragen, 
kann somit angezweifelt werden. Die Politikverdrossenheit 
kann durch direktdemokratische Verfahren noch verstärkt 
werden, da sich die Menschen kontinuierlich verpflichtet 
fühlen, politische Entscheidungen mit weitreichenden Kon-
sequenzen zu fällen. Diese Verantwortung den Wählerinnen 
und Wählern aufzuerlegen, ist unnötig, denn diese „Bürger-
pflicht“ sollte eigentlich mit der Stimmabgabe bei den Wah-
len zur Hamburgischen Bürgerschaft abgegolten sein. 
     Außerdem besteht die Gefahr einer emotionalen Aufla-
dung des Themas, sodass aufgrund der eigenen Betroffen-
heit eine sachliche Entscheidungsfindung erschwert wird. 
Zudem sollten politische Entscheidungen nicht immer auf 
bloße Ja / Nein-Abstimmungen reduziert werden. Dies kann 
antiplura lis tische Tendenzen bestärken, und jene gilt es – 
ins besondere bei der Geschichte Deutschlands – tunlichst 
zu vermeiden. So schrieb bereits John Stuart Mill in seinem 
Werk „On Liberty“, dass eine Überwältigung der Mehrheits-
meinung gegenüber Minderheiten begrenzt werden müsse, 
damit keine „Tyrannei der Mehrheit“ entstehe. Daher ist eine 
rein repräsentative Demokratie den Volksabstimmungen 
vorzuziehen.

Wähler dürften die parteiinternen Streitig-
keiten der Vergangenheit gewesen sein. Zu-
dem hat dem Wähler offensichtlich die Se-
natstreue der SPD-Fraktion bei der Entschei-
dung für die Unterbringung der Ex-Siche-
rungsverwahrten in Moorburg und in der 
Flüchtlingspolitik nicht gefallen. Die margi-
nalen Zugewinne der CDU in Harburg rei-
chen nicht für eine Mehrheit in dem Bezirks-
parlament. Herbe Verluste in der Gunst der 
Wähler musste die FDP in Harburg einste-
cken, weil sie in der neuen Bezirksversamm-
lung nach geltender Satzung keinen Frakti-
onsstatus mehr inne hat. Den Piraten, sie tra-
ten zum ersten Mal an, ist der Einzug in die 
Bezirksversammlung nicht gelungen. Die 
Partei scheiterte an der Dreiprozenthürde.
Gewinner der Bezirkswahl 2014 im südlichs-
ten Hamburger Bezirk sind die anderen klei-
nen Parteien. Die Grünen und den Linken 

●  Hannah Arendt 
(1906 – 1975)

Für Hannah Arendt entspricht 
Macht der menschlichen Fähig-
keit, nicht nur zu handeln oder et-
was zu tun, sondern sich mit an-
deren zusammenzuschließen und 
im Einvernehmen mit ihnen zu 
handeln. Deswegen sieht sie den 
politisch handelnden Staatsbür-
ger auch als Essenz einer funktio-
nierenden Demokratie. In einer re-
präsentativen Demokratie sieht 
Arendt die Gefahr, dass über die 
Köpfe der Menschen hinweg ent-
schieden wird.

●  John Stuart Mill 
(1806 – 1873)

Der Staatsdenker und Philosoph 
John Stuart Mill sah die repräsen-
tative Demokratie als geeignete 
Staatsform an, in der die recht-
lich autorisierte Herrschaft (heute 
würde eher der Begriff der Regie-
rung verwendet werden), von ge-
wählten Vertretern des Volkes 
ausgeht. Durch eine Wahl über-
trage das Volk ausgewählten Ver-
tretern, heute z. B. Abgeordneten 
der Bürgerschaft oder des Bun-
destags, die Autorität, in ihrem 
Sinne politische Entscheidungen 
zu fällen. Dadurch werde neben 
einer Tyrannei der wenigen auch 
eine „Tyrannei der Mehrheit“ ver-
hindert und auch Minderheiten 
würden vertreten. 



AUFGABEN

1  Lesen Sie die zwei Kommentare (M16) 
zu den direktdemokratischen Verfahren 
durch und bearbeiten Sie eine der folgenden 
Aufgaben:
a. ��	�Markieren Sie die Argumente in beiden 

Texten und unterstreichen Sie das für Sie 
jeweils wichtigste Argument in unterschied
lichen Farben.

b.	�Stellen Sie die Argumente in einer Tabelle 
gegenüber und nutzen Sie hierbei eigene For-
mulierungen. Unterstreichen Sie bei beiden 
Positionen das jeweils wichtigste Argument. 

c.	�Nummerieren Sie die Argumente in der 
Tabelle von wichtig zu unwichtig. 

 2  Setzen Sie sich vertiefend mit den 
Argumenten auseinander, indem Sie eine der 
folgenden Aufgaben bearbeiten:  
a.	�� Entwerfen Sie einen Chatverlauf, in dem eine  

befürwortende Person und eine kritische Per-
son ein Streitgespräch über die Sinnhaftigkeit 
von Volksentscheiden führen.

b.	�Führen Sie in einer Kleingruppe eine Pro- 
Contra-Diskussion.  

c.	�Verfassen Sie eine schriftliche Erörterung zur 
Frage: Volksentscheide – Chance oder Gefahr 
für Hamburg? 

 3  Setzen Sie sich vertiefend mit den 
Demokratietheorien auseinander, indem Sie 
eine der folgenden Aufgaben bearbeiten: 
a. �	�Erstellen Sie zu Mill oder Arendt ein Informa-

tionsplakat.
b.	�Bereiten Sie eine fünfminütige Präsenta-

tion einer Politikwissenschaftlerin oder eines 
Politikwissenschaftlers Ihrer Wahl vor (siehe 
Weitere Informationen #H5).

c.	�Informieren Sie sich online über Hannah 
Arendt und John Stuart Mill und gestal-
ten Sie in einer Gruppe ein Gespräch zu der 
Fragestellung: Direktdemokratische Verfah-
ren – Chance oder Risiko für die Demokra-
tie? Präsentieren Sie dieses anschließend vor 
der Klasse.

Institutionen

Hamburgische Bürgerschaft
Das Plenum der Bürgerschaft – das ist die Vollver-
sammlung aller 121 Hamburger Abgeordneten – tagt 
alle zwei Wochen mittwochs. Die Tagesordnungen 
von Plenar- und Ausschusssitzungen, aktuelle Kinder- 
und Jugendprojekte, Pressemeldungen, Kurzbe-
richte und die Daten aller Abgeordneten sowie die 
Live-Übertragung der Bürgerschaftssitzung finden 
Sie online.
 
Wir möchten Sie herzlich einladen, die Arbeit der 
Abgeordneten und das Hamburger Rathaus auch per-
sönlich kennenzulernen. Unser Besucherdienst bie-
tet an Tagen mit Plenarsitzung für Einzelbesucherin-
nen und -besucher sowie Besuchergruppen ein um-
fangreiches Informationsprogramm. Wir führen Sie 
durch das Rathaus, zeigen einen Film über die parla-
mentarische Arbeit, terminieren für Sie ein Informa-
tionsgespräch mit Abgeordneten, versorgen Sie mit 
Informationsmaterial und natürlich kümmern wir uns 
auch um Platzreservierungen auf den Besucherplät-
zen im Plenarsaal. Geben Sie Ihre Kartenbestellung 
online auf oder sprechen Sie uns unter der Nummer 
040 42831 - 2409 sowie per E-Mail unter  
kontakt@bk.hamburg.de an.
 
Die Sitzungen der bürgerschaftlichen Fachausschüsse 
sind in der Regel öffentlich. Für einzelne Besucherin-
nen und Besucher sowie kleinere Gruppen besteht 
die Möglichkeit, an Ausschusssitzungen teilzuneh-
men. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. 

 

Website: www.hamburgische-buergerschaft.de
Facebook: @hamburgische.buergerschaft
Twitter: @buergerschaftHH
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